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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über das Bundesverfassungsge- 
richt vom 12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I 

S. 243) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 
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Das Bundesverfassungsgericht besteht 
aus zwei Senaten, die mit je sieben Rich- 
tern besetzt sind.“ 

2. § 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Acht Richter des Bundesverfas- 
sungsgerichts werden aus der Zahl der 
Richter an den oberen Bundesgerichten 
für die Dauer ihres Amtes an diesen Ge- 
richten gewählt.“ 

3. § 6 Abs. 4 erhält folgenden Satz 2: 

„Kommt im ersten Wahlgang keine Wahl 
zustande, so findet unverzüglich ein wei- 
terer Wahlgang statt, in dem gewählt ist, 
wer mindestens sieben Stimmen auf sich 
vereinigt.“ 

4. § 7 erhält folgenden Satz 2: 

„Kommt im ersten Wahlgang keine Wahl 
zustande, so findet unverzüglich ein wei- 
terer Wahlgang statt, in dem gewählt ist, 
wer mindestens die Mehrheit der Stim- 
men des Bundesrates auf sich vereinigt.“ 

5. § 9 Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 

6. § 14 erhält folgende Fassung: 
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(1) Vor Beginn des Geschäftsjahres 
werden auf seine Dauer vom Plenum des 


Bundesverfassungsgerichts die Geschäfte 
unter die Senate verteilt und die Mitglie- 
der der Senate sowie für den Fall ihrer 
Verhinderung die regelmäßigen Vertre- 
ter bestimmt. Bei Stimmengleichheit gibt 
die Stimme des Vorsitzenden den Aus- 
schlag. Der Beschluß des Plenums wird 
im Bundesgesetzblatt bekannt gemacht. 

(2) Wenn zweifelhaft ist, welcher Se- 
nat für ein Verfahren zuständig ist, so 
entscheidet darüber ein Ausschuß, der aus 
dem Präsidenten, dem Stellvertreter des 
Präsidenten und vier Richtern besteht, 
von denen je zwei von jedem Senat für 
die Dauer des Geschäftsjahres gewählt 
werden. Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag.“ 

7. § 15 erhält folgende Fassung: 
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(1) Vor Beginn des Geschäftsjahres be- 
stimmt der Präsident des Bundesverfas- 
sungsgerichts den Senat, dem er sich an- 
schließt; er führt in diesem Senat, der 
Stellvertreter des Präsidenten in dem an- 
deren Senat den Vorsitz. Der Präsident 
und der Stellvertreter des Präsidenten 
werden von dem lebensältesten anwesen- 
den Richter des Senats vertreten. 

(2) In Verfahren gemäß § 13 Nr. 1, 2, 
4 und 9 bedarf es zu einer dem Antrags- 
gegner nachteiligen Entscheidung in je- 
dem Fall einer Mehrheit von zwei Drit- 
teln der Stimmen. Im übrigen entschei- 
det die absolute Mehrheit, soweit nicht 
das Gesetz etwas anderes bestimmt.“ 

8. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 


2 



„(2) Es ist beschlußfähig, wenn von 
jedem Senat zwei Drittel seiner Rich- 
ter anwesend sind." 

b) Die Absätze 3 und 4 werden gestri- 
chen. 

9. § 30 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Sie ist sodann, wenn eine mündliche 
Verhandlung stattgefunden hat, in einem 
bekanntzugebenden Termin unter Mit- 
teilung der wesentlichen Entscheidungs- 
gründe öffentlich zu verkünden." 

10. § 54 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Durchführung der Vorunter- 
suchung ist einem Richter des Bundesge- 
richtshofs zu übertragen." 

11. § 73 erhält folgenden zweiten Absatz: 

„(2) Die Vorschrift des § 64 Abs. 3 gilt 
entsprechend, sofern das Landesrecht 
nichts anderes bestimmt." 

12. § 82 Abs, 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Vorschriften der §§ 77 bis 79 
gelten entsprechend." 

13. Hinter § 91 wird folgender § 91a einge- 
fügt: 

4 91a 

(1) Die Verfassungsbeschwerde bedarf 
der Zulassung. Sie ist zuzulassen, wenn 
von der Entscheidung die Klärung einer 
verfassungsrechtlichen Frage zu erwarten 
ist oder wenn dem Beschwerdeführer 
durch die Versagung der Zulassung ein 
schwerer und unabwendbarer Nachteil 
entstünde. 

(2) Uber die Zulassung entscheidet ein 
Ausschuß aus drei Mitgliedern des Senats, 
die von diesem für die Dauer eines Ge- 
schäftsjahres gewählt werden. Einigt sich 
der Ausschuß nicht, so legt er die Verfas- 
sungsbeschwerde dem Senat vor, der mit 
einfacher Mehrheit entscheidet. 

(3) Die Entscheidung über die Zulas- 
sung wird nicht begründet." 

14. § 97 erhält folgende Fassung: 
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(1) Der Bundespräsident kann das Bun- 
desverfassungsgericht um Erstattung eines 
Rechtsgutachtens über eine bestimmte 
verfassungsrechtliche Frage ersuchen. 


(2) Das Rechtsgutachten wird von dem 
nach der Geschäftsverteilung zuständigen 
Senat erstattet. Es hat keine bindende 
Wirkung." 

15. § 99 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ein auf Zeit ernannter Richter des 
Bundesverfassungsgerichts tritt in den 
Ruhestand 

1. bei Ablauf seiner Amtsperiode, es sei 
denn, daß er in diesem Zeitpunkt das 
58. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat und seine Wiederwahl ablehnt, 

2. bei Zurruhesetzung infolge Dienstun- 
fähigkeit." 

16. In § 100 wird Absatz 2 gestrichen; der 
bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und er- 
hält folgende Fassung: 

„(2) Die Hinterbliebenen eines frühe- 
ren Richters des Bundesverfassungsge- 
richts, der zur Zeit seines Todes Über- 
gangsgeld bezog, erhalten als Sterbegeld 
das Übergangsgeld, das dem Verstorbe- 
nen für die auf den Sterbemonat folgen- 
den drei Monate zugestanden hätte, und 
sodann Witwen- und Waisengeld für den 
Rest der Bezugsdauer des Ubergangsgel- 
des; das Witwen- und Waisengeld wird 
aus dem Übergangsgeld berechnet." 

17. § 105 Abs. 4 und 5 erhält folgende Fas- 
sung: 

„(4) Die Ermächtigung nach Absatz 1 
bedarf der Zustimmung von zwei Drit- 
teln der Mitglieder des Gerichts. 

(5) Nach Einleitung des Verfahrens ge- 
mäß Absatz 2 kann das Plenum des Bun- 
desverfassungsgerichts den Richter vor- 
läufig seines Amtes entheben. Das gleiche 
gilt, wenn gegen den Richter wegen eines 
Verbrechens oder Vergehens das Haupt- 
verfahren eröffnet worden ist. Die vor- 
läufige Enthebung vom Amt bedarf der 
Zustimmung von zwei Dritteln der Mit- 
glieder des Gerichts." 

Artikel 2 

(1) Abweichend von den Vorschriften des 
§ 2 des Gesetzes über das Bundesverfassungs- 
gericht in der Fassung dieses Gesetzes wer- 
den die zwei Senate des Bundesverfassungs- 
gerichts bis zum 31. August 1959 mit je neun 
Richtern besetzt. 

(2) Als Nachfolger für die im September 
1955 wegen Ablauf ihrer Amtszeit ausschei- 
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denden Richter werden je ein Richter vom 
Bundestag und vom Bundesrat auf acht Jahre 
gewählt. Als Nachfolger für die im Septem- 
ber 1959 wegen Ablauf ihrer Amtszeit aus- 
scheidenden Richter werden je zwei Richter 
vom Bundestag und vom Bundesrat auf acht 
Jahre gewählt. 

Artikel 3 

(1) Die erste Anordnung gemäß § 14 
Abs. 1 des Gesetzes über das Bundesverfas- 
sungsgericht in der Fassung dieses Gesetzes 
beschließt das Plenum binnen eines Monats 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes. 

(2) Anhängige Verfahren gehen mit der 
Beschlußfassung gemäß Absatz 1 in der Lage, 
in der sie sich befinden, auf den nunmehr zu- 
ständigen Senat über. 


Artikel 4 

Die Vorschrift des § 91a gilt nur für Ver- 
fassungsbeschwerden, die nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes erhoben werden. 


Artikel 5 

Soweit das Grundgesetz für das Land Ber- 
lin gilt oder die Zuständigkeit des Bundes- 
verfassungsgerichts durch ein Gesetz Berlins 
in Übereinstimmung mit diesem Gesetz be- 
gründet wird, findet dieses Gesetz auch auf 
Berlin Anwendung. 

Artikel 6 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


A. Allgemeines 

I. 

1. Das Gesetz über das Bundesverfassungsge- 
richt vom 12. März 1951 (BGBl. I S. 243) 
hat in den vergangenen Jahren nach ver- 
schiedenen Richtungen Kritik nicht nur in 
der Fachpresse, sondern darüber hinaus auch 
in weiten Kreisen der politisch interessierten 
Öffentlichkeit erfahren. Auch von Mitglie- 
dern des Bundesverfassungsgerichts selbst ist 
eine Reform des Bundesverfassungsgerichts- 
gesetzes in Vorträgen und Veröffentlichun- 
gen gefordert worden. Bei den Erörterun- 
gen sind insbesondere die Struktur des Ge- 
richts als sogenanntes Zwillingsgericht, das 
gegenwärtige Verfahren der Richterwahl und 
auch die umfassenden Zuständigkeiten des 
Gerichts als einer Überprüfung bedürftig be- 
zeichnet worden. 

a) Schwerwiegend ist vor allem die Kritik, 
die sich gegen den sogenannten Zwillings- 
charakter des Gerichts richtet. 

Das Bundesverfassungsgericht besteht 
nach der zur Zeit geltenden Regelung aus 
zwei Senaten. Die Zuständigkeit dieser 
beiden Senate ist im Gesetz genau fest- 


gelegt (§14 BVerfGG), und bei der Wahl 
der Richter in das Gericht wird gleichzei- 
tig vom Wahlorgan - — Bundestag oder 
Bundesrat — bestimmt, in welchem 
Senat der einzelne Richter tätig sein soll 
(§ 2 BVerfGG: das Gesetz spricht sogar 
davon, daß 12 Richter „in jeden Senat" 
gewählt werden). Das Gericht selbst hat 
keine Möglichkeit, die gesetzlich festge- 
legte Zuständigkeit der beiden Senate zu 
ändern oder einen Richter einem ande- 
ren Senat als dem bei der Wahl bestimm- 
ten zuzuweisen. Durch diese Regelung 
unterscheidet sich das Bundesverfassungs- 
gericht von allen anderen deutschen Ge- 
richten, bei denen die Geschäftsverteilung 
und die Bestimmung der Richter auf die 
Senate oder Kammern durch einen Be- 
schluß des Gerichts selbst oder des Prä- 
sidiums vorgenommen wird. 

Mit diesen Vorschriften sollte erreicht 
werden, daß für jedes Verfahren von 
vornherein feststeht, welcher Senat zu- 
ständig ist und welche Richter in ihm 
tätig sind. In der Praxis hat sich jedoch 
diese Erwartung nicht bestätigt. Es er- 
wies sich, daß — vor allem, wenn es sich 
um die Gültigkeit von Gesetzen handelt 
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— dieselbe Rechtsfrage in die Zuständig- 
keit sowohl des Ersten wie des Zweiten 
Senats fallen und auch zum Gegenstand 
eines vom Plenum zu erstattenden Gut- 
achtens gemacht werden kann. Wegen der 
(bei dieser Regelung unvermeidlichen) 
Bestimmung, daß der Senat schon be- 
schlußfähig ist, wenn ein bestimmtes, un- 
ter der gesetzlichen Mitgliederzahl liegen- 
des Quorum erreicht wird, besteht auch 
keine Sicherheit darüber, welche Richter 
im einzelnen Fall tatsächlich entscheiden 
werden. Die bisherige Regelung ist aber 
nicht nur ohne die erhoffte Wirkung ge- 
blieben, sondern hat darüber hinaus zu 
in höchstem Maße unliebsamen Erörte- 
rungen in der Öffentlichkeit geführt, die 
sich mit der Möglichkeit befaßten, daß 
ein Antragsteller in der Hoffnung auf 
eine günstigere Entscheidung die Zustän- 
digkeit des einen oder anderen Senats 
durch die Wahl des Verfahrens „manipu- 
lieren“ könne. Überdies sind — da der 
Gesetzgeber naturgemäß bei der Verab- 
schiedung des Bundesverfassungsgerichts- 
gesetz^s keinerlei Anhaltspunkte haben 
konnte — die Geschäfte so unzweckmäßig 
auf die Senate verteilt, daß der Erste 
Senat vc-Uig überlastet, der Zweite Senat 
dagegen noch aufnahmefähig ist. 

b) Nach den Vorschriften des Grundgesetzes 
(Artikel 94) werden die Mitglieder des 
Bundesverfassungsgerichts je zur Hälfte 
vom Bundestag und vom Bundesrat ge- 
wählt. Diese Vorschrift wird vielfach als 
verfehlt bezeichnet, da sie eine Wahl der 
Richter nach parteipolitischen Gesichts- 
punkten begünstige. Im Zusammenhang 
mit den Erörterungen über die Möglich- 
keit, die Zuständigkeit des einen oder an- 
deren Senats durch Manipulationen her- 
beizuführen, sind in der Presse sogar aus- 
führliche Betrachtungen darüber ange- 
stellt worden, welcher politischen Partei 
die einzelnen Richter angehören oder 
„nahestehen“ und wie demgemäß die 
Senate in einer bestimmten Rechtsfrage 
urteilen würden. Es wird daher weit- 
gehend gefordert, daß durch geeignete 
Vorschriften eine „unpolitische“ Richter- 
wahl sichergestellt wird. 

Die jetzige Regelung, daß in dem Wahl- 
ausschuß des Bundestages eine Dreiviertel- 
mehrheit und im Bundesrat eine Zwei- 
drittelmehrheit zur Wahl eines Richters 
notwendig ist, wird vielfach nicht als ge- 


eignet angesehen, die geforderte unpoli- 
tische Richterwahl sicherzustellen. Bei 
dieser Lösung, bei der einer Minderheit 
ein Vetorecht gegenüber allen Vorschlä- 
gen der Mehrheit zukommt, bestehe ge- 
radezu die Gefahr eines Kompromisses 
auf parteipolitischer Grundlage, wenn 
nicht die Wahl in unzuträglicher Weise 
verzögert werden solle. 

c) Auch die Fülle der Zuständigkeiten des 
Bundesverfassungsgerichts ist Gegenstand 
kritischer Betrachtung geworden. Dabei 
ist auch erörtert worden, ob nicht wenig- 
stens ausgeschlossen werden könne, daß 
„politische“ Fragen, insbesondere Fragen 
der Außenpolitik, der Entscheidung des 
Gerichts unterworfen würden. Im übri- 
gen wird auch gelegentlich die Abschaffung 
der Verfassungsbeschwerde und des Gut- 
achtens empfohlen, der beiden einzigen 
Verfahrensarten, die nicht im Grundge- 
setz festgelegt sind. 

2, Diese Probleme sind in zunehmendem 
Maße noch überschattet worden durch die 
Tatsache, daß wegen der unzweckmäßigen 
und starren Geschäftsverteilung durch das 
Bundesverfassungsgerichtsgesetz beim Ersten 
Senat Verzögerungen in der Behandlung der 
anhängigen Verfahren eingetreten sind, die 
nicht länger tragbar erscheinen. Seit Errich- 
tung des Gerichts im September 1951 sind 
bis zum 28. Februar 1955 eingegangen: 

für den Ersten Senat .... 2893 Sachen, 
für den Zweiten Senat ... 29 Sachen. 

Während hiernach der Erste Senat völlig 
überlastet ist, wäre der Zweite Senat in der 
Lage, wesentlich mehr Sachen zu bearbeiten, 
als ihm nach der jetzigen Geschäftsverteilung 
zugehen. Eine Änderung dieser unzweck- 
mäßigen Regelung durch das Gericht selbst 
ist nicht möglich, da das Gesetz über das 
Bundesverfassungsgericht die Zuständigkei- 
ten der Senate gesetzlich festgelegt hat, so 
daß zu jeder, auch nur der geringsten Ände- 
rung in der Verteilung der Geschäfte ein 
Eingreifen des Gesetzgebers notwendig ist. 
Den Hauptanteil der für den Ersten Senat 
angefallenen Sachen stellen die Verfassungs- 
beschwerden (2368 Sachen) und die Normen- 
kontrollen auf Antrag von Gerichten nach 
Art. 100 Abs. 1 GG (460 Sachen). Obwohl 
der Erste Senat bis zum 28. Februar 1955 
1625 Sachen durch gerichtliche Entscheidung 
erledigt hat (davon 1381 Verfassungsbe- 
schwerden und 226 Normenkontrollen nach 
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Art. 100 Abs. 1 GG) und weitere 625 Sachen 
sich auf andere Weise erledigt haben, betra- 
gen die Rückstände bei diesem Senat z. Z. 
noch 643 Sachen. 

Die unterschiedliche Belastung der beiden 
Senate muß als Dauererscheinung angesehen 
werden. In den letzten zwölf Monaten be- 
trug der monatliche Neuzugang beim Ersten 
Senat im Durchschnitt rund 50 Sachen. 

Die statistischen Zahlen geben insofern kein 
völlig einwandfreies Bild, als in ihnen nicht das 
Gewicht der Sachen zum Ausdruck kommt. Bei 
den bereits erledigten Verfahren handelte es 
sich zu einem großen Teil um offensichtlich 
unzulässige oder unbegründete Anträge, die 
nach § 24 BVerfGG ohne Begründung ver- 
worfen werden konnten, wenngleich auch 
diese Sachen nach den gegenwärtig gelten- 
den Vorschriften eine eingehende Prüfung 
durch den gesamten Senat erforderten. Ein 
großer Teil gerade der bedeutsamen Fragen, 
die eine umfangreiche Prüfung zur Voraus- 
setzung haben, harrt jedoch, zum Teil seit 
langem, noch der Entscheidung. 

Die Rückstände beim Ersten Senat sind um- 
so bedenklicher, als ein ordnungsgemäßes 
Wirken der Verfassungsgerichtsbarkeit da- 
von abhängt, daß die Entscheidungen bei 
aller gebotenen Sorgfalt der Prüfung in an- 
gemessener Frist ergehen. Wenn die dem 
Bundesverfassungsgericht obliegende Klärung 
grundlegender verfassungsrechtlicher Streit- 
fragen verzögert wird, werden nicht nur die 
Entscheidungen anderer Gerichte, sondern 
auch die Arbeit der Gesetzgebung aufgehal- 
ten. Schon heute ist zu einem Teil, worauf 
das Bundesverfassungsgericht selbst hingewie- 
sen hat, eine Rechtsnot, eine Art Stillstand 
der Rechtspflege eingetreten. Es darf hier 
nur an folgende Materien erinnert werden, 
die seit langem der Entscheidung harren: die 
vielfältigen Streitfragen aus dem Enteig- 
nungsrecht, die Frage der Besteuerung der 
Ehegatten, die Auslegung des Art. 12 GG 
usw. 

3. Die Bundesregierung hat diesen Fragen 
schon lange ihre Aufmerksamkeit zugewandt. 
Sie ist dabei von der Auffassung ausgegan- 
gen, daß Vorschläge für eine Reform nur in 
enger Zusammenarbeit mit dem Bundesver- 
fassungsgericht selbst ausgearbeitet werden 
können. Die Vorarbeiten für eine Regie- 
rungsvorlage sind durch das Ableben des 


Präsidenten Prof. Dr. Höpker-Aschoff, mit 
dem bereits Besprechungen über die notwen- 
digen Maßnahmen geführt worden sind, ver- 
zögert worden. Nach mehrfachen eingehen- 
den Beratungen zwischen dem Bundesjustiz- 
ministerium und dem am 15. März 1954 neu 
gewählten Präsidenten Wintrich, dem Vize- 
präsidenten Dr. Katz und weiteren Beauf- 
tragten des Bundesverfassungsgerichts hat 
das Gericht am 23. Dezember 1954 seine 
Vorschläge überreicht, die auf Anregung des 
Bundesjustizministeriums nochmals einer 
Überarbeitung unterzogen und in endgülti- 
ger Fassung am 25. Januar 1955 demBundes- 
justizministerium übersandt worden sind. 

4. In den Vorberatungen und in seiner Denk- 
schrift hat das Bundesverfassungsgericht mit 
besonderem Nachdruck darauf hingewiesen, 
daß die Änderung in der Geschäftsbelastung 
der beiden Senate keinen Aufschub mehr dul- 
det. Es hat daher darum gebeten, die parla- 
mentarische Behandlung dieser Frage nicht 
mit den Problemen einer grundsätzlichen Re- 
form zu belasten. Das Gericht hat demgemäß 
bewußt von Vorschlägen zu den grund- 
sätzlichen Fragen seiner Struktur, seiner Zu- 
ständigkeiten und der Richterwahl abge- 
sehen. 

Dem Ziele, das Mißverhältnis in der Be- 
lastung der beiden Senate zu beseitigen und 
das Gericht insgesamt zu entlasten, dienen 
die zwei Hauptvorschläge des Gerichts: in 
erster Linie regt es an, daß die Geschäftsver- 
teilung nicht mehr im Gesetz selbst vorge- 
nommen, sondern dem Gericht überlassen 
wird. Für den Fall, daß die Geschäftsvertei- 
lung aber weiterhin gesetzlich bestimmt blei- 
ben sollte, hält das Gericht eine neue Vertei- 
lung unter anderen Gesichtspunkten als bis- 
her für notwendig (vgl. dazu die Begründung 
zu Art. 1 Nr. 6 unter 5). Doch müßte 
nach Auffassung des Gerichts auch für diesen 
Fall dem Plenum das Recht zu einer abwei- 
chenden Regelung gegeben werden, wenn 
dies wegen einer nicht nur vorübergehenden 
Überlastung eines Senats unabweislich ist. 
Zur Entlastung des Gerichts im ganzen hat 
die Denkschrift in Vorschlag gebracht, der 
Verfassungsbeschwerde ein Zulassungsverfah- 
ren vorzuschalten und das Gutachten ent- 
weder gänzlich abzuschaffen oder mit seiner 
Erstattung nicht mehr das Plenum, sondern 
den sachlich zuständigen Senat zu beauf- 
tragen. 
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II. 

Von geringfügigen Ausnahmen abgesehen, 
ist die Bundesregierung mit dem anliegenden 
Entwurf den oben erwähnten Einzelvor- 
schlägen des Bundesverfassungsgerichts ge- 
folgt. 

Die Bundesregierung hat sich jedoch nicht 
der Auffassung des Bundesverfassungsgerichts 
anschließen können, daß hinter der zweifel- 
los dringlichsten Aufgabe, das Gericht zu 
entlasten und die beiden Senate gleichmäßig 
zu belasten, alle anderen Anliegen zurücktre- 
ten müssen. Die Bundesregierung hält es für 
erforderlich, im Rahmen des verfassungs- 
rechtlich Möglichen auch die Regelungen des 
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes zu ändern, 
die sich nach den Erfahrungen der vergange- 
nen Jahre einwandfrei als unzweckmäßig er- 
wiesen haben. 

1. Das gilt in erster Linie von dem System 
des sogenannten Zwillingsgerichts. Auch das 
Bundesverfassungsgericht hat sich in seiner 
Denkschrift dahin ausgesprochen, daß die 
Schaffung eines einheitlichen Spruchgerichts 
anstelle des Zwillingsgerichts als erstrebens- 
wertes Ziel anzusehen sei. Das würde also 
bedeuten, daß an die Stelle der jetzt vorhan- 
denen beiden Senate mit zusammen 24 Rich- 
tern ein Gericht mit etwa 12 Richtern treten 
würde. 

a) Das Gericht weist jedoch in seiner Denk- 
schrift überzeugend nach, daß angesichts 
der erheblichen Rückstände eine solche 
Lösung im Augenblick nicht in Erwä- 
gung gezogen werden kann. Die Denk- 
schrift führt hierzu aus, daß nach dem In- 
krafttreten der vom Gericht vorgesehe- 
nen neuen Geschäftsverteilung (vgl. hier- 
zu die Begründung zu Art. 1 Nr. 6 
unter 5) bei dem Ersten Senat etwa 400 
rückständige Verfassungsbeschwerden und 
etwa 45 rückständige Normenkontrollen 
beiben, wozu im Monat noch etwa 30 
Verfassungsbeschwerden und 1 bis 2 Nor- 
menkontrollen neu hinzukommen dürf- 
ten. Der Zweite Senat würde etwa 90 
rückständige Normenkontrollen über- 
nehmen und hätte einen monatlichen 
Neuzugang von 3 bis 5 Verfahren zu er- 
warten. Bei dieser Aufteilung der Ge- 
schäfte wären die beiden Senate annähernd 
gleich belastet. Nach der Überzeugung 
des Gerichts kann keinesfalls vor Herbst 
1959 mit einer so starken Minderung der 
Arbeitslast gerechnet werden, daß sich 


eine Herabsetzung der Zahl der Richter 
verantworten ließe. Das Gericht zieht 
daraus die Folgerung, daß jedenfalls im 
Herbst 1955 nochmals 8 Richter auf 
8 Jahre gewählt werden müßten. 

Diese Darstellung des Gerichts beruht auf 
den Verhältnissen, wie sie Ende 1954 be- 
standen haben. Die Neuzugänge sind, 
wenn man die Zahlen des vergangenen 
Jahres zugrunde legt, zurückhaltend ge- 
schätzt. Im übrigen haben sich inzwi- 
schen die Rückstände im Ersten Senat 
weiter erhöht. 

b) Aus den Darlegungen des Gerichts ergibt 
sich eindeutig, daß z. Z. noch zwei Senate 
beibehalten werden müssen. Damit ist je- 
doch nicht gesagt, daß die beiden Senate 
in ihrer gegenwärtigen Stärke — d. h. 
besetzt mit je 12 Richtern — erhalten 
bleiben müssen. Es entspricht zwar deut- 
schem Herkommen, daß der Rang des 
Gerichts sich auch in der zahlenmäßigen 
Besetzung der entscheidenden Gremien 
widerspiegelt. Je höher das Gewicht ist, 
das den Entscheidungen eines Gerichts 
zukommt, desto höher muß die Zahl der 
Richter sein, die an der Entscheidung mit- 
wirken, da nur auf diese Weise die viel- 
fältigen denkbaren Meinungen in der Be- 
ratung zu Gehör und schließlich in der 
Entscheidung zum Ausgleich kommen 
können. Es wäre jedoch verfehlt, wenn 
man annehmen wollte, daß mit einer be- 
liebigen Vermehrung der Zahl der mit- 
wirkenden Richter Güte und Überzeu- 
gungskraft der Entscheidung entspre- 
chend gehoben werden könnten. Je grö- 
ßer das Gremium, desto schwieriger und 
langwieriger werden die Beratungen. Was 
unter Beachtung dieses Grundsatzes noch 
als fruchtbar angesehen werden kann und 
was andererseits in Anbetracht der Be- 
deutung der unter Umständen zur Ent- 
scheidung stehenden Angelegenheiten 
auch gefordert werden muß, läßt sich 
naturgemäß nicht eindeutig bestimmen. 
Zum Vergleich sei aber darauf hingewie- 
sen, daß der Staatsgerichtshof für das 
Deutsche Reich — abgesehen von den 
Fällen der Reichspräsidenten- und Reichs- 
ministeranklagen — in der Besetzung 
mit 7 Richtern entschieden hat. 

Dem Range des Bundesverfassungsge- 
richts dürfte eine Besetzung der Senate 
mit je 7 bis 9 Richtern angemessen sein. 
Nach der Überzeugung der Bundesregie- 
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rung würde bei einer solchen Regelung 
die Erledigung der Rückstände nicht ver- 
zögert werden, da die Verminderung in 
der Zahl der Richter durch die damit ge- 
gebene Möglichkeit einer strafferen Ge- 
staltung der Beratungen in etwa ausge- 
glichen werden dürfte. 

Die Bundesregierung hält es für notwen- 
dig, diese Lösung schon jetzt zu wählen, 
weil — worauf das Gericht in seiner 
Denkschrift mit Recht hinweist — das 
Ziel eines einheitlichen Spruchkörpers 
nur allmählich erreicht werden kann und 
nur „unter Wahrung des im Augenblick 
der Wahl gewonnenen Rechtsstatus aller 
gegenwärtigen und künftigen Richter“. 
Wenn im Herbst 1955 für die dann aus- 
scheidenden 8 Richter wieder 8 Richter 
auf 8 Jahre gewählt werden müßten, 
würde das bedeuten, daß frühestens im 
Jahre 1959 mit der allmählichen Über- 
leitung von dem gegenwärtigen Gerichts- 
aufbau auf den zu erstrebenden neuen 
überhaupt erst begonnen werden könnte. 
Wann bei einem solchen Verfahren das 
eigentliche Ziel eines einheitlichen Spruch- 
körpers jemals erreicht werden könnte, 
wäre völlig ungewiß. 

Die Bundesregierung hat sich zwar davon 
überzeugen lassen, daß es nicht nur zur 
Zeit, sondern auch im Jahre 1959 noch 
nicht möglich sein wird, von der Ein- 
teilung in zwei Senate abzugehen. Um 
aber diese Lösung nicht länger hinauszu- 
zögern, als es nach der Geschäftslast des 
Gerichts notwendig ist, ist vom Jahre 
1959 an eine Besetzung der Senate mit 
je 7 Richtern in Aussicht genommen. Von 
der Gesamtzahl der dann noch vorhan- 
denen 14 Richter wird es leichter mög- 
lich sein, zu dem erstrebten Ziele eines 
einheitlichen Spruchkörpers zu gelangen; 
mit längeren Fristen ist ohnehin auch 
hierbei zu rechnen, da, wie bereits er- 
wähnt, der Rechtsstatus der gewählten 
Richter selbstverständlich gewahrt wer- 
den muß. 

Im Entwurf erscheint die Besetzung der 
beiden Senate mit je 7 Richtern als Regel- 
lösung, da sie nach Ablauf der Über- 
gangszeit von 4 Jahren bis auf weiteres 
— d. h. bis zu dem heute noch nicht be- 
stimmbaren Zeitpunkt, zu dem die Er- 
richtung eines einheitlichen Spruchkör- 
pers möglich sein wird — gelten soll. Die 
Besetzung mit je 9 Richtern, die nur bis 


1959 gelten soll, ist als Übergangsrege- 
lung bezeichnet. 

Bei dieser Lösung sind je zur Hälfte vom 
Bundestag und Bundesrat zu wählen 
für die im Herbst 1955 ausscheidenden 
8 Richter: 2 Richter, 
für die im Jahre 1959 ausscheidenden 
8 Richter: 4 Richter. 

Hinzu kommen etwa notwendig wer- 
dende Wahlen für in der Zwischenzeit 
ausscheidende Richter, die, wie bisher, 
von dem Bundesorgan vorgenommen 
werden, das den ausgeschiedenen Richter 
gewählt hat. 

c) Wenn hiernach die Vorlage davon aus- 
geht, daß angesichts der Belastung des 
Gerichts das endgültige Ziel z. Z. nur vor- 
bereitet, nicht aber erreicht werden kann, 
so war doch zu prüfen, ob nicht auch 
beim Fortbestehen der beiden Senate der 
Zwillingscharakter des Gerichts beseitigt 
werden kann. 

Bereits die Vorschläge des Gerichts ent- 
halten hierfür den entscheidenden An- 
satzpunkt, indem die Geschäftsverteilung 
nicht mehr starr im Gesetz festgelegt, 
sondern dem Gericht anvertraut werden 
soll. Es ist bereits eingangs erwähnt, daß 
die bisherige Regelung nicht nur die in 
sie gesetzten Erwartungen enttäuscht, 
sondern auch zu unerfreulichen und dem 
Ansehen des Gerichts abträglichen Erör- 
terungen geführt hat. Bei keiner denk- 
baren neuen Festlegung der Zuständig- 
keiten durch das Gesetz könnte eine Ge- 
währ dafür übernommen werden, daß 
für jeden Antrag die Zuständigkeit eines 
bestimmten Senats auf Grund der gesetz- 
lichen Vorschriften ein für allemal fest- 
steht und damit die oben erwähnten Un- 
zuträglichkeiten vermieden werden kön- 
nen. Hinzu kommt, daß auch eine neue 
Geschäftsverteilung sich bei einer unvor- 
hergesehenen Änderung der Verhältnisse 
wieder als unzweckmäßig erweisen und 
möglicherweise binnen kurzer Zeit eine 
neuerliche Änderung des Gesetzes erfor- 
derlich machen kann. Selbst wenn die 
Zuständigkeit der Senate erneut gesetz- 
lich festgelegt würde, wäre es geboten, 
dem Gericht wenigstens für dringende 
Fälle einen Spielraum zu geben. Der An- 
regung des Gerichts, die Geschäftsvertei- 
lung ihm anzuvertrauen, sollte daher auf 
jeden Fall gefolgt werden. 
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Die Bundesregierung ist jedoch der Auf- 
fassung, daß dabei nicht stehengeblieben 
werden sollte. Wenn die Geschäftsvertei- 
lung nicht mehr im Gesetz geregelt ist, 
dann fehlt eine innere Berechtigung da- 
für, es noch bei der Wahl der Richter in 
einen bestimmten Senat zu belassen. In 
dem vorliegenden Entwurf ist daher vor- 
gesehen, daß — wie bei allen anderen 
deutschen Gerichten — künftig das Bun- 
desverfassungsgericht selbst bestimmen 
soll nicht nur, wie die Geschäfte auf die 
Senate verteilt werden, sondern auch, mit 
welchen Richtern die Senate besetzt sein 
sollen. Gleichzeitig soll das Gericht auch 
die regelmäßigen Vertreter der Richter 
bestimmen. Die Bestellung von Vertre- 
tern für die Richter ist notwendig, weil 
es, was noch zu erörtern sein wird, nach 
Herabsetzung der Richterzahl bedenk- 
lich wäre, einen Senat schon bei einem 
geringeren Quorum als beschlußfähig an- 
zusehen. 

Mit dieser Regelung ist bewußt der Ge- 
danke des Zwillingsgerichts aufgegeben. 
Wie bei den anderen hohen Gerichten 
soll künftig auch beim Bundesverfassungs- 
gericht das Senatsprinzip gelten. 

2. Auch die mit der Wahl der Richter zu- 
sammenhängenden Probleme bedürfen nach 
Auffassung der Bundesregierung im Rahmen 
dieser Vorlage einer Beantwortung, soweit 
dies möglich ist. 

Das Wahlverfahren muß so gestaltet sein, 
daß die Richter nicht als Vertreter einer be- 
stimmten politischen Richtung erscheinen, 
sondern sich des Vertrauens im ganzen 
Volke erfreuen. Andererseits müssen die 
Vorschriften aber auch sicherstellen, daß 
überhaupt eine Wahl zustande kommt und 
das Gericht funktionsfähig bleibt. Nach bei- 
den Richtungen ist die gegenwärtige Rege- 
lung nicht ganz befriedigend. Sie hat nicht 
zu verhindern vermocht, daß die angeblich 
parteipolitische Einstellung der Richter in 
der Öffentlichkeit in einer das Ansehen des 
Gerichts erheblich gefährdenden Weise er- 
örtert wurde. Zum anderen konnte in einem 
Fall die Wahl eines Nachfolgers für einen 
vorzeitig ausscheidenden Richter erst nach 
zahlreichen, sich über mehr als zwei Jahre 
hinziehenden vergeblichen Versuchen durch- 
geführt werden. Es wird daher mit Recht 
eine Prüfung gefordert, ob die gegenwärti- 
gen Vorschriften einer Verbesserung zugäng- 
lich sind. 


a) Daß die Richter durch Bundestag und 
Bundesrat gewählt werden, liegt aller- 
dings verfassungsrechtlich fest. Es wäre 
hier aber zu erwägen, ob es eine Möglich- 
keit gibt, durch die nähere Ausgestaltung 
dieser Wahl auch für die breite Öffent- 
lichkeit deutlich zu machen, daß die 
Wahl durch politische Körperschaften 
keineswegs notwendigerweise eine poli- 
tische Wahl sein muß. Es wäre beispiels- 
weise zu erwägen, anderen Organen oder 
Gremien, deren Sachkunde oder Ansehen 
bei der Wahl zur Geltung kommen soll, 
ein Vorschlagsrecht zu geben. Ein solches 
Vorschlagsrecht wäre, falls es nicht bin- 
dend ist, wohl als mit der Verfassung 
vereinbar anzusehen. Die sehr eingehen- 
den Beratungen, die hierüber gepflogen 
worden sind, haben jedoch zu keinem 
Ergebnis geführt, das allgemeine Über- 
zeugungskraft beanspruchen könnte. Um 
die dringend notwendigen Reformen 
nicht noch weiter zu verzögern, ist die- 
ser Gedanke daher einstweilen zurück- 
gestellt worden. 

b) Nicht minder schwierig ist die Frage, mit 
welchen Mehrheiten die Richter von den 
Wahlorganen zu wählen sind. Das Gesetz 
über das Bundesverfassungsgericht sieht 
sowohl bei dem Richterwahlausschuß des 
Bundestages wie bei dem unmittelbar 
wählenden Bundesrat qualifizierte Mehr- 
heiten vor: nach § 6 Abs. 4 BVerfGG ist 
zum Richter gewählt, wer mindestens 9 
von den 12 Stimmen des Bundestags- 
ausschusses auf sich vereinigt, während 
beim Bundesrat eine Zweidrittel-Mehr- 
heit erforderlich ist. Zweck dieser Vor- 
schriften ist, eine Richterwahl auf mög- 
lichst breiter Grundlage zu erreichen. 
Wenn es auch zweifelhaft sein mag, ob 
die im Wahlausschuß des Bundestages 
notwendige Dreiviertel-Mehrheit nicht 
zu hoch angesetzt ist und besser durch 
eine Zweidrittel-Mehrheit ersetzt werden 
sollte, so ist die Bundesregierung doch 
der Auffassung, daß es bei den jetzt vor- 
gesehenen Mehrheiten für den ersten 
Wahlgang bewenden sollte. 

Andererseits ist aber die gegenwärtige 
Regelung insofern bedenklich, als sie da- 
zu führen kann, daß eine Wahl verzögert 
wird, weil die geforderte Mehrheit nicht 
zustande kommt. In extremen Fällen 
wäre es sogar denkbar, daß auf diese 
Weise das Bundesverfassungsgericht 
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wenigstens auf Zeit, wenn nicht auf 
Dauer, funktionsunfähig gemacht würde. 
Auch bei obersten Staatsorganen, die in 
besonderem Maße auf dem Vertrauen 
nicht nur der Mehrheit, sondern des gan- 
zen Volkes beruhen müssen — wie nicht 
nur das Bundesverfassungsgericht, son- 
dern beispielsweise auch der Bundespräsi- 
dent — müssen aber die Vorschriften so 
gestaltet sein, daß der Bestand des 
Organs gesichert ist. Beim Bundespräsi- 
denten sieht das Grundgesetz daher 
selbst vor, daß eine Wahl sogar mit rela- 
tiver Mehrheit vorgenommen wird, 
wenn sie mit der in erster Linie geforder- 
ten qualifizierten (dort: absoluten) Mehr- 
heit nicht zustande kommt. Es erscheint 
daher angezeigt und vertretbar, auch bei 
der Wahl der Bundesverfassungsrichter 
für den Fall, daß die qualifizierte Mehr- 
heit von 9 Stimmen nicht erreicht wer- 
den sollte, wenigstens die absolute Mehr- 
heit von 7 Stimmen als genügend anzu- 
sehen. 

3. Die Kritik, die sich mit der Fülle der Zu- 
ständigkeiten des Bundesverfassungsgerichts 
befaßt, richtet sich im wesentlichen gegen 
das Grundgesetz. Demgemäß kann die Ent- 
scheidung darüber, wieweit es die geltenden 
Vorschriften des Grundgesetzes dem Bun- 
desverfassungsgericht gestatten, auch über 
„politische“ Fragen zu entscheiden, nur der 
Rechtsprechung des Gerichts selbst überlas- 
sen bleiben. 

Das Gesetz über das Bundesverfassungs- 
gericht selbst hat den in der Verfassung 
festgelegten Zuständigkeiten nur die Ver- 
fassungsbeschwerde und das Gutachten hin- 
zugefügt. 

a) Im Einklang mit dem Bundesverfassungs- 
gericht, das sich mit Nachdruck gegen 
eine Abschaffung der Verfassungs- 
beschwerde ausgesprochen hat, hat sich 
auch die Bundesregierung nicht dazu 
entschließen können, deren Beseitigung 
vorzuschlagen. In der Öffentlichkeit wird 
zwar gelegentlich die Meinung vertreten, 
daß das Gericht durch die überaus starke 
Belastung mit den Verfassungsbeschwer- 
den seinen eigentlichen Aufgaben weit- 
gehend entzogen werde, was um so weni- 
ger gerechtfertigt sei, als dieses Rechts- 
mittel bisher nur in sehr wenigen Fällen 
Erfolg gehabt habe. Dieser Meinung 
kann nicht beigetreten werden. Der Wert 
einer Einrichtung wie der Verfassungs- 


beschwerde kann nicht danach beurteilt 
werden, in wie vielen Fällen sie dem 
Staatsbürger „Erfolg“ gebracht hat. Min- 
destens ebenso wichtig ist die Aufgabe 
der Verfassungsbeschwerde, grundsätz- 
liche verfassungsrechtliche Fragen, insbe- 
sondere über die Auslegung des Grund- 
rechtsteils der Verfassung, zu klären. 

Nach der im vorliegenden Entwurf vor- 
gesehenen und vom Bundesverfassungs- 
gericht selbst vorgeschlagenen Vorschal- 
tung einer Vorprüfung wird die Verfas- 
sungsbeschwerde auch besser als bisher 
ihrer Bestimmung gerecht werden kön- 
nen, da künftig vor allem die zahlreichen 
q uerulatorischen Verfassungsbeschwerden 
von einer Behandlung durch den Senat 
ausgeschlossen sein werden. Die künftig 
noch durch den Senat zu entscheidenden 
Sachen werden keine unerträgliche Be- 
lastung für das Gericht mehr darstellen, 
so daß es auch nicht geboten ist, etwa zur 
Entlastung des Gerichts die Verfassungs- 
beschwerde abzuschaffen. Für die gegen- 
wärtige Überlastung des Gerichts ent- 
scheidend sind nur die Rückstände der 
bereits eingereichten Beschwerden. Diese 
unerledigt zu lassen, also die Verfassungs- 
beschwerde mit rückwirkender Kraft ab- 
zuschaffen, wäre aber mindestens aus 
rechtspolitischen Gründen nicht zu ver- 
treten. 

b) In den Vorberatungen mit dem Bundes- 
verfassungsgericht ist geprüft worden, ob 
das Gutachtenverfahren — als eine im 
Grunde dem Bundesverfassungsgericht 
wesensfremde Aufgabe — nicht völlig 
beseitigt werden sollte. Es ist aber durch- 
aus denkbar, daß es dem Bundespräsiden- 
ten — etwa vor der Verkündung eines 
in seiner Verfassungsmäßigkeit ernsthaft 
umstrittenen Gesetzes — erwünscht ist, 
die Auffassung des Bundesverfassungs- 
gerichts kennenzulernen. Der Entwurf 
hat daher das Gutachten auf Antrag des 
Bundespräsidenten beibehalten, jedoch 
die Möglichkeit eines gemeinsamen An- 
trags von Bundestag, Bundesrat und Bun- 
desregierung, der in der Praxis ohnehin 
nur mit Schwierigkeiten zustande 
kommt, abgeschafft. 

4. Neben diesen grundlegenden Vorschriften 

treten die im Entwurf vorgesehenen weite- 
ren Änderungen des Gesetzes über das Bun- 
desverfassungsgericht an Bedeutung erheblich 
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zurück. Sie beruhen im wesentlichen auf den 
Vorschlägen des Gerichts. Wegen der Einzel- 
heiten wird auf die Begründung zu den ent- 
sprechenden Vorschriften verwiesen. 

Weitergehende Reformpläne, die den Auf- 
bau und das Verfahren des Gerichts betref- 
fen, sind auch nach Auffassung des Bundes- 
verfassungsgerichts nicht vordringlich. Sie 
bedürfen einer eingehenden Prüfung und 
können erst in Angriff genommen werden, 
wenn der Notstand, in dem sich das Gericht 
gegenwärtig befindet, behoben ist und die 
in dieser Vorlage vorgesehenen Reformmaß- 
nahmen durchgeführt sind. 

Das Bundesverfassungsgericht hat ferner an- 
geregt, für das Verfahren nach Art. 100 
Abs. 1 GG vorzusehen, daß alle Gerichte die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
unmittelbar einholen, also nicht mehr — wie 
jetzt nach § 80 Abs. 1 BVerfGG vorgeschrie- 
ben — gehalten sein sollen, die Vorlage an 
das Bundesverfassungsgericht über das zu- 
ständige obere Bundesgericht oder das zu- 
ständige oberste Landesgericht zu leiten. Da- 
für sollte das Bundesverfassungsgericht die 
Befugnis erhalten, ein oberes Bundesgericht 
oder ein oberstes 'Landesgericht um eine 
Stellungnahme zu einem Anträge oder zu 
einer entscheidungserheblichen Rechtsfrage 
zu ersuchen. Das Bundesverfassungsgericht 
hat diese Anregung mit dem Hinweis darauf 
begründet, daß das jetzige Verfahren zu Un- 
zuträglichkeiten, namentlich zu wesentlichen 
Verzögerungen wichtiger und eiliger Vor- 
lagen geführt habe. Die Bundesregierung 
hat diesen Vorschlag nicht in den Entwurf 
übernommen, weil sie der Auffassung ist, 
daß die vom Bundesverfassungsgericht ange- 
deuteten Unzuträglichkeiten nur vorüber- 
gehender Natur waren und, nachdem sich 
das Verfahren besser eingespielt hat, in Zu- 
kunft vermieden werden können. 

B. Begründung zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Artikel 1 

Zu Nr. 1 

Nach der bisherigen Formulierung des § 2 
Abs. 2 sollten 12 Richter „in jeden Senat“ 
gewählt werden. Mit der neuen Fassung ist 
klargestellt, daß die Richter nicht in einen 
Senat, sondern in das Gericht gewählt wer- 
den. Gleichzeitig entfällt damit auch die Bin- 
dung des einzelnen Richters an einen be- 
stimmten Senat. Damit ist ein wesentliches 


Merkmal des sogenannten Zwillingsgerichts 
beseitigt. Damit und mit der Neufassung des 
§14, der dem Gericht die Zuständigkeit zur 
Verteilung der Geschäfte und Bestimmung 
der Mitglieder des Senats anvertraut, wendet 
sich der Entwurf grundsätzlich von dem bis- 
herigen Aufbau des Gerichts ab. An die 
Stelle des Zwillingsprinzips tritt das Senats- 
prinzip. 

Zugleich wird die Besetzung der Senate von 
12 auf 7 Richter verringert. Für die Über- 
gangszeit bis 1959 werden gemäß Art. 2 
jedoch in jedem Senat noch 9 Richter mit- 
wirken. 

Mit der Herabsetzung der Richterzahl in den 
Senaten von 12 auf 7 (vorübergehend 9) 
Richter ist auch die Vorschrift auf gegeben 
worden, daß die Senate schon bei einem ge- 
ringen Quorum beschlußfähig sind. Die 
Senate müssen daher immer in der vollen 
Besetzung beraten und entscheiden. Dies 
wiederum macht es erforderlich, für jeden 
Richter regelmäßige Vertreter aus den ande- 
ren Senaten vorzusehen (vgl. dazu § 14 

Abs. 1 der Neufassung). 

Zu Nr. 2 

Der Entwurf sieht vor, daß die bisherige 
Zahl von 8 Bundesrichtern bleibt. Die vor- 
geschlagene Änderung ist lediglich redaktio- 
neller Natur. Die Zahl der übrigen Richter 
wird nur noch 6 — vorübergehend bis zum 
Jahre 1959 noch 10 — betragen. Damit 
ändert sich grundlegend das Verhältnis 
zwischen Bundesrichtern und sonstigen Mit- 
gliedern, das sich bisher auf 1 : 2 belief. Die 
Zahl der Richter, von denen erwartet wer- 
den kann, daß sie durch ihre vorangegangene 
Tätigkeit bei oberen Bundesgerichten über 
die nicht zu entbehrenden besonderen rich- 
terlichen Erfahrungen verfügen, wird jedoch 
kaum niedriger als vorgesehen angesetzt 
werden können. 

Zu Nr. 3 

Nach der jetzigen Regelung sind für die 
Wahl eines Richters mindestens 9 von den 
12 Stimmen des Wahlausschusses erforder- 
lich. Bei dieser Vorschrift soll es grundsätz- 
lich bleiben. Nur für den Fall, daß im ersten 
Wahlgang mit dieser Mehrheit keine Wahl 
zustande kommt, soll unverzüglich die Wahl 
fortgesetzt werden, bis ein Kandidat die ab- 
solute Mehrheit — also 7 Stimmen — auf 
sich vereinigt. 


11 



Zu Nr. 4 

Für den Bunderat ist wie für den Bundestag 
ebenfalls Vorsorge dafür getroffen, daß eine 
Wahl auch dann zustande kommt, wenn die 
im ersten Wahlgang geforderte qualifizierte 
Mehrheit nicht erreicht wird. 

Zu Nr. 5 

Die Vorschrift in § 9 Abs. 1 Satz 2, daß der 
Stellvertreter des Präsidenten aus dem Senat 
zu wählen ist, dem der Präsident nicht ange- 
hört, wird hinfällig, wenn die Richter nicht 
mehr bei der Wahl für die einzelnen Senate 
gewählt werden. Dafür ist im § 15 nunmehr 
vorgesehen, daß der Präsident vor Beginn 
des Geschäftsjahres bestimmt, welchem Senat 
er sich anschließen will. 

Zu Nr. 6 

1. Nach der bisherigen Fassung des § 14 ist 
gesetzlich festgelegt, für welche Art von Ver- 
fahren jeder Senat zuständig ist. Der Erste 
Senat ist hiernach zuständig für die Entschei- 
dung über die Grundrechtsverwirkung, über 
die Verfassungswidrigkeit von politischen 
Parteien, über Wahlbeschwerden, ferner für 
die Verfahren der abstrakten und konkreten 
Normenkontrolle sowie für Verfassungs- 
beschwerden. Die Zuständigkeit des Zweiten 
Senats erstreckt sich im wesentlichen auf die 
sogenannten Organstreitigkeiten (Bundes- 
organstreitigkeiten, Verfassungsstreitigkeiten 
zwischen Bund und Ländern, Landesverfas- 
sungsstreitigkeiten), auf Anklagen gegen 
den Bundespräsidenten und Richteranklagen 
sowie Verfahren nach Art. 100 Abs. 2 und 
126 GG. 

2. Diese Regelung, die zusammen mit der 
Vorschrift, daß die einzelnen Richter in 
einen der beiden Senate zu wählen sind, den 
Charakter des Gerichts als „Zwillingsgericht" 
bestimmt, wird nunmehr grundsätzlich auf- 
gegeben. Entsprechend den Prozeßordnun- 
gen für die anderen Gerichte (vgl. insbeson- 
dere §§ 63 f. des Gerichtsverfassungsgesetzes 
vom 20. September 1950 [BGBl. S. 513]) soll 
nunmehr das Gericht selbst die Geschäfte 
unter die Senate verteilen und die Mitglieder 
der Senate bestimmen. Nach dem Fortfall 
des Quorums (vgl. Begründung zu Nr. 7) 
muß durch das Gericht gleichzeitig auch für 
jeden Richter ein Vertreter bestimmt 
werden. 

Angesichts der Beachtung, die diese Be- 
schlüsse beim Bundesverfassungsgericht in 


der politisch interessierten Öffentlichkeit fin- 
den werden, wird es sich nicht empfehlen, 
einem kleineren Gremium (etwa einem erst 
noch zu bildenden Präsidium) die Verant- 
wortung zu übertragen. Vielmehr wird nur 
das gesamte Gericht für die Beschlüsse in Be- 
tracht zu ziehen sein. 

Da beim Plenum mit seiner Gesamtzahl von 
14 (übergangsweise 18) Richtern die Mög- 
lichkeit der Stimmengleichheit und damit die 
Gefahr besteht, daß kein Beschluß zustande 
kommt, muß eine Vorschrift über den Stich- 
entscheid getroffen werden. Dieser Entscheid 
ist im Entwurf dem „Vorsitzenden" gegeben 
worden, d. h. in erster Linie dem Präsiden- 
ten, bei dessen Verhinderung dem Stellver- 
treter des Präsidenten oder dem jeweiligen 
lebensältesten Richter des Gerichts. Ange- 
sichts der hohen Bedeutung der Aufgaben 
des Gerichts soll der Beschluß über die Ge- 
schäftsverteilung im Bundesgesetzblatt be- 
kanntgemacht werden. Bei dieser Bekannt- 
machung wird auch die Entschließung des 
Präsidenten, welchem Senat er sich anzu- 
schließen wünscht (§ 15 Abs. 1 der Neufas- 
sung) berücksichtigt werden müssen. 

Wann das Plenum beschlußfähig ist, ergibt 
sich aus § 16 Abs. 2 neuer Fassung. 

3. Wegen der Einwirkung der neuen Ge- 
schäftsverteilung auf schwebende Verfahren 
vgl. die Begründung zu Art. 3. 

4. Bei der Bedeutung, die der Geschäftsver- 
teilung beim Bundesverfassungsgericht zu- 
kommt, und dem Interesse, das sie in der 
Öffentlichkeit finden wird, erscheint es wie 
bisher (§16 Abs. 3) erforderlich, bei Zwei- 
feln über die Zuständigkeit eines der beiden 
Senate im Einzelfall die Entscheidung einem 
über den beiden Senaten stehenden Gre- 
mium zu übertragen. Das bisher vorgesehene 
Plenum hat sich jedoch hierfür als zu groß 
erwiesen; ein von den Senaten gewählter 
Ausschuß von 6 Richtern (einschließlich des 
Präsidenten und Vizepräsidenten) wird hier- 
für als genügend anzusehen sein (§14 Abs. 2 
der Neufassung). Für die Vertretung des 
Präsidenten und des Vizepräsidenten in dem 
Ausschuß wird die Vorschrift des § 15 Abs. 1 
Satz 2 BVerfGG entsprechend anwendbar 
sein, wonach die Vertretung dem lebensälte- 
sten Richter des Senats zukommt; für die 
übrigen Mitglieder des Ausschusses wird 
auch die erforderliche Zahl der Stellvertreter 
für die Dauer des Geschäftsjahres gewählt 
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werden müssen. Für den Stichentscheid gilt 
das unter 2. dritter Absatz Gesagte. 

5. In den Vorberatungen zwischen dem Bun- 
desjustizministerium und den Beauftragten 
des Bundesverfassungsgerichts ist auch die 
Gestaltung einer neuen Geschäftsverteilung 
eingehend erwogen worden. Leitende Ge- 
sichtspunkte waren dabei, daß die neue Ge- 
schäftsverteilung soweit möglich zwei Ge- 
fahren vermeiden müsse, nämlich die Gefahr 
einer „Manipulation“ der Zuständigkeit des 
Senats durch einen Antragsteller und die 
Gefahr, daß beide Senate häufiger über die 
gleiche Rechtsfrage zu entscheiden hätten 
(woraus sich entweder die Möglichkeit einer 
abweichenden Rechtsprechung beider Senate 
oder die Notwendigkeit häufiger Anrufung 
des Plenums ergeben würde). Es erscheint 
daher zweckmäßig, künftig die Geschäfte 
nicht — wie nach der jetzt geltenden Rege- 
lung — nach der Art der Verfahren, sondern 
nach materiellen Gesichtspunkten zu vertei- 
len, nämlich je nach der Art der Bestimmun- 
gen des Grundgesetzes, von deren Auslegung 
die Entscheidung des Falles abhängt. Das 
Bundesverfassungsgericht hat hiernach unter 
Zugrundelegung der gegenwärtigen Verhält- 
nisse etwa folgende Geschäftsverteilung in 
Aussicht genommen: 

Erster Senat 

Alle Verfassungsbeschwerden mit Ausnahme 
derjenigen nach § 91 und der Wahlrechts Ver- 
fassungsbeschwerden, 

alle übrigen Verfahren jeder Art, in denen es 
sich nur oder vorwiegend um die Auslegung 
der Grundrechte handelt; ausgenommen sind 
Verfahren gemäß Art. 18 und Art. 21 GG 
und Wahlrechtsfragen. 

Zweiter Senat 

Verfassungsbeschwerden nach § 91, 

Verfahren jeder Art, in denen es sich nicht 
oder nicht vorwiegend um die Auslegung der 
Grundrechte handelt, 

Verfahren nach Art. 18 und 21 GG, 

alle Wahlrechtsf ragen einschließlich der Ver- 
fassungsbeschwerden über solche. 

Zu Nr. 7 

1. Die Neufassung ist notwendig geworden, 
nachdem die Richter nicht mehr bei der 
Wahl für einen der beiden Senate bestimmt 
werden. Entsprechend der Vorschrift des 
§ 62 Abs. 2 GVG ist vorgesehen, daß der 


Präsident selbst den Senat bestimmt, dem 
er sich anschließt und in dem er den Vorsitz 
übernimmt. Es entspricht der Natur der 
Sache, daß dem Stellvertreter des Präsiden- 
ten der Vorsitz in dem anderen Senat zu- 
steht. Die weitere Regelung der Stellvertre- 
tung ist unverändert geblieben. 

2. Nach den bisherigen Vorschriften war ein 
Senat schon dann beschlußfähig, wenn von 
12 Mitgliedern mindestens 9 anwesend 
waren. Mit der Fierabsetzung der Richter- 
zahl auf 7 — vorübergehend 9 — Richter in 
jedem Senat wäre es notwendig gewesen, ein 
erheblich niedrigeres Quorum als bisher fest- 
zusetzen. Es hätte dann der Fall eintreten 
können, daß über bedeutsame Angelegen- 
heiten unter Umständen nur wenige Richter 
entschieden hätten. Der Entwurf geht daher 
unter grundsätzlicher Abkehr von der bis- 
herigen Lösung davon aus, daß jeder Senat 
nur in seiner vollen Besetzung beraten und 
entscheiden kann. Die Vorschrift über das 
Quorum ist demgemäß gestrichen worden. 
Wegen der dadurch notwendig werdenden 
Bestellung von Vertretern für jeden Richter 
vgl. § 14 der Neufassung. 

Die weiteren Änderungen in § 15 Abs. 2 sind 
rein redaktioneller Natur. Die jetzt vorge- 
sehene Zweidrittelmehrheit für eine dem 
Antragsgegner nachteilige Entscheidung in 
Verfahren gemäß § 13 Nr. 1, 2 und 4 ent- 
spricht der bisher vorgesehenen Mehrheit 
von 8 Stimmen. Ferner ist klargestellt, daß 
im übrigen die absolute Mehrheit der Stim- 
men entscheidet, soweit nicht das Gesetz 
etwas anderes bestimmt. Da künftig eine 
Stimmengleichheit in den Senaten nicht 
mehr auftreten kann, erübrigt sich eine aus- 
drückliche Bestimmung hierüber. 

Zu Nr. 8 

1. Für das Plenum muß noch ein Quorum 
beibehalten werden. Andernfalls wäre es 
notwendig, für die Mitglieder Vertreter zu 
bestimmen, die nicht Mitglieder des Gerichts 
sind. Dies empfiehlt sich nicht. Nach den 
bisherigen Vorschriften war das Plenum be- 
schlußfähig, wenn von jedem Senat 9 Rich- 
ter anwesend waren. Dies entsprach einer 
Dreiviertelmehrheit; um der Gefahr, daß 
das Plenum beschlußunfähig wird, zu ent- 
gehen, ist nunmehr die Mehrheit auf zwei 
Drittel herabgesetzt worden. 

2. Nach der bisherigen Fassung des § 16 
Abs. 3 war im Falle von Zweifeln über die 
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Zuständigkeit des Ersten oder Zweiten 
Senats die Entscheidung über die Zuständig- 
keit dem Plenum übertragen. Nach § 14 
Abs. 2 in der Fassung dieses Entwurfs wird 
künftig im Interesse der Beschleunigung und 
Vereinfachung ein kleineres Gremium des 
Gerichts zu derartigen Entscheidungen be- 
rufen sein. Da die Vorschrift nunmehr des 
Zusammenhangs wegen in den § 14 über- 
nommen worden ist, muß § 16 Abs. 3 ge- 
strichen werden. 

3. Beim Plenum ist es auch jetzt noch denk- 
bar, daß Stimmengleichheit eintritt. Da nach 
der neuen Fassung aber nicht zweifelhaft 
sein kann, daß die Vorschrift des § 15 Abs. 2 
Satz 2, wonach die absolute Mehrheit ent- 
scheidet, auch für Plenarbeschlüsse gilt, er- 
übrigt es sich, ausdrücklich vorzusehen, daß 
bei Stimmengleichheit ein Verstoß gegen das 
Grundgesetz oder sonstiges Bundesrecht 
nicht festgestellt werden kann. Auch Abs. 4 
des § 16 kann daher gestrichen werden. 

Zu Nr. 9 

Nach der bisherigen Fassung des § 30 Abs. 1 
Satz 3 war das Gericht gezwungen, schon in 
der mündlichen Verhandlung (falls eine 
solche stattgefunden hat) den Termin zur 
Verkündung der Entscheidung bekanntzu- 
geben. Dies hat sich mit Rücksicht darauf 
als unzweckmäßig erwiesen, daß die Ent- 
scheidung nach § 30 Abs. 1 Satz 2 vor der 
Verkündung schriftlich abgefaßt, begründet 
und von den Richtern unterschrieben wer- 
den muß. Die vorgeschlagene Neufassung 
gewährt die Möglichkeit, den Termin zur 
Verkündung einer Entscheidung auch schrift- 
lich anzuberaumen. 

Zu Nr. 10 

Da die Voruntersuchung einem Richter 
übertragen werden muß, der an der Ent- 
scheidung in der Hauptsache nicht mitwirkt, 
können nach der Herabsetzung der Richter- 
zahl unter Umständen Schwierigkeiten im 
Gericht entstehen. Es empfiehlt sich daher 
schon jetzt — was bei der Schaffung eines 
einheitlichen Spruchorgans ohnehin erfor- 
derlich sein wird — vorzusehen, daß die 
Voruntersuchung einem Richter des Bundes- 
gerichtshofes zu übertragen ist. 

Zu Nr. 11 

Für Landesverfassungsstreitigkeiten, zu deren 
Entscheidung das Bundesverfassungsgericht 


kraft Zuweisung durch Landesgesetz nach 
Art. 99 GG zuständig ist, fehlt bisher eine 
ausdrückliche Bestimmung über die Frist, 
innerhalb deren ein Antrag gestellt werden 
muß. In der Entscheidung vom 11. August 
1954 — 2 BvK 2/54 — (BVerfGE 4, 31 ff.) 
hat der Zweite Senat die ausdehnende An- 
wendung der für Bundesverfassungsstreitig- 
keiten geltenden Fristvorschrift des § 64 
Abs. 3 auf Landesverfassungsstreitigkeiten 
als unzulässig bezeichnet. Da im Interesse der 
Rechtssicherheit ein Bedürfnis besteht, auch 
für Landesverfassungsstreitigkeiten eine Aus- 
schlußfrist zu setzen, wird nunmehr § 64 
Abs. 3 ausdrücklich für anwendbar erklärt. 
Jedoch soll diese Bestimmung nur hilfsweise 
gelten, d. h. für den Fall, daß das Landes- 
recht nichts anderes bestimmt. 

Zu Nr. 12 

Berichtigung eines offensichtlichen Redak- 
tionsversehens im Gesetz. 

Zu Nr. 13 

1. Verfassungsbeschwerden sollen künftig 
nur behandelt werden, wenn sie von einem 
Ausschuß des Bundesverfassungsgerichts aus- 
drücklich zugelassen worden sind. Das Bun- 
desverfassungsgericht hat darauf hingewie- 
sen, daß weitaus die meisten der immer noch 
in großer Zahl eingehenden Verfassungs- 
beschwerden unzulässig oder offensichtlich 
unbegründet sind und daß dieser Rechts- 
behelf — vor allem wegen der Kostenfrei- 
heit und wegen des fehlenden Anwalts- 
zwangs für das schriftliche Verfahren — 
vielfach mißbraucht werde. Mit der jetzt 
vorgesehenen Vorprüfung sollen in einem 
vereinfachten Verfahren Verfassungsbe- 
schwerden von geringerem sachlichen Ge- 
halt ausgeschieden und eine Konzentration 
der Arbeit auf die der Entscheidung durch 
ein Verfassungsgericht würdigen Fälle er- 
möglicht werden. Das Vorprüfungsverfahren 
ist dem Vorbild des writ of certioarari vor 
dem Supreme Court in den Vereinigten 
Staaten nachgebildet. Nach § 24 BVerfGG 
können allerdings auch jetzt schon form- 
widrige, unzulässige, verspätete oder offen- 
sichtlich unbegründete Anträge durch ein- 
stimmigen Beschluß des Gerichts, der keiner 
weiteren Begründung bedarf, verworfen 
werden. Doch ist auch dieses Verfahren noch 
zu umständlich, da mit jeder Sache der ganze 
Senat befaßt werden muß. Die Vorprüfung 
durch ein kleineres Gremium bedeutet dem- 
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gegenüber auch in den Fallen, die jetzt nach 
§ 24 erledigt werden können, eine wesent- 
liche Vereinfachung und Entlastung des Ge- 
richts. 

2. Ziel der Vorprüfung ist, festzustellen, ob 
von der Entscheidung über die Verfassungs- 
beschwerde die Klärung einer verfassungs- 
rechtlichen Frage zu erwarten ist oder ob 
dem Beschwerdeführer durch die Versagung 
der Zulassung ein schwerer und unabwend- 
barer Nachteil entstehen würde. Wenn bei 
der Prüfung ohne weiteres zu erkennen ist, 
daß die Verfassungsbeschwerde unzulässig 
oder unbegründet ist, wird das immer zur 
Versagung der Zulassung führen müssen. 
Eine Prüfung bloßer rechtlicher Zweifel über 
die Zulässigkeit oder die Begründetheit einer 
Verfassungsbeschwerde soll dagegen im Vor- 
verfahren nicht stattfinden. Die Zulassung 
einer Verfassungsbeschwerde bedeutet da- 
nach nicht, daß mit einer dem Beschwerde- 
führer günstigen Entscheidung gerechnet 
wird; vielmehr werden auch solche Verfas- 
sungsbeschwerden zuzulassen sein, die mög- 
licherweise unbegründet oder unzulässig 
sind, deren Entscheidung aber eine Klärung 
verfassungsrechtlicher Zweifel erwarten läßt. 

3. Über die Zulassung soll ein Ausschuß von 
drei Richtern entscheiden, die der Senat für 
ein Geschäftsjahr wählt. Zuständig ist der 
Senat, der für die Entscheidung über die 
Verfassungsbeschwerde zuständig ist. Mit 
den Mitgliedern des Ausschusses wird gleich- 
zeitig auch die erforderliche Zahl von Stell- 
vertretern für die Dauer des Geschäftsjahres 
gewählt werden müssen. 

4. Die Entscheidung des Ausschusses über die 
Zulassung muß einstimmig getroffen wer- 
den. Können sich die Mitglieder des Aus- 
schusses nicht einigen, so geht die Vorprü- 
fung auf den Senat über, der mit einfacher 
Mehrheit entscheidet. 

5. Die Entscheidung im Zulassungsverfahren 
kann nur auf Zulassung oder Nichtzulassung 
lauten. Sie ist nach der allgemeinen Vor- 
schrift des § 30 Abs. 2 BVerfGG zuzustellen, 
jedoch in keinem Falle zu begründen. 

6. Nach Artikel 3 dieses Entwurfs soll das 
Zulassungsverfahren nur für Verfassungs- 
beschwerden gelten, die nach dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes erhoben werden. 

Zu Nr. 14 

Der Antrag auf Erstattung eines Gutachtens 
soll künftig nur noch vom Bundespräsiden- 


ten, nicht mehr — wie bisher — auch ge- 
meinsam vom Bundestag, Bundesrat und der 
Bundesregierung gestellt werden können. 
Das Gutachten selbst soll nicht mehr vom 
Plenum, sondern vom zuständigen Senat 
erstattet werden, d. h. von dem Senat, der 
für die zu begutachtende Materie sachlich 
zuständig ist. Bei dieser Regelung dürfte der 
Beschluß des Plenums vom 8. Dezember 
1952 — 1 PBvV 1/52 — (BVerfGE 2, 79), 
wonach Gutachten des Plenums die Senate 
im Urteilsverfahren binden, ohnehin gegen- 
standslos sein. Zur Klarstellung ist im Ge- 
setz ausdrücklich darauf hingewiesen, daß 
dem Rechtsgutachten keine bindende Wir- 
kung — weder nach außen noch für das Ge- 
richt — zukommt. 

Zu Nr. 15 

Die Neufassung des § 99 Abs. 1 Nr. 1 be- 
seitigt die Unbilligkeit, daß Richter, die aus 
dem freien Beruf (z. B. der Anwaltschaft) 
zum Bundesverfassungsrichter gewählt wor- 
den sind, ohne Versorgung bleiben, wenn 
sie nach Ablauf der Amtszeit nicht wieder- 
gewählt werden und das 58. Lebensjahr nicht 
vollendet haben. Dieselbe Unbilligkeit be- 
steht, wenn auch in geringerem Maß, für 
die aus dem öffentlichen Dienst kommenden 
Richter, deren Versorgungsansprüche sich 
nur aus der früheren Stellung errechnen, ob- 
wohl sie durch die Übernahme des Amtes 
eines Bundesverfassungsrichters auf sonst 
mögliche Beförderungen verzichtet haben. 
Da die aus dem öffentlichen Dienst zum 
Bundesverfassungsgericht tretenden Richter 
nicht schlechter gestellt werden sollten als die 
aus freien Berufen kommenden Bundesver- 
fassungsrichter, müssen beiden Gruppen die- 
selben Ruhegehaltsansprüche zugesprochen 
werden. Unangemessene Versorgungsan- 
sprüche werden dadurch ausgeschlossen, daß 
der auf Zeit ernannte Richter dann keinen 
Ruhegehaltsanspruch erhält, wenn er bei Ab- 
lauf seiner Amtsperiode das 58. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat und seine Wieder- 
wahl ablehnt. In diesem Falle bleibt er auf 
die in §§ 100 ff. gewährten Ansprüche ver- 
wiesen. 

Die zu Absatz 1 Nr. 2 vorgeschlagene Rege- 
lung beruht auf dem Gedanken, daß es eine 
unbillige Härte ist, wenn die gegenwärtige 
Fassung des Gesetzes Ruhegehalt oder Hin- 
terbliebenenversorgung eines auf Zeit er- 
nannten Richters auf diejenigen Fälle der 
Dienstunfähigkeit beschränkt, die „auf einer 
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bei Ausübung oder aus Veranlassung des 
Dienstes erlittenen Beschädigung“ beruhen. 

Zu Nr. 16 

§100 Abs. 2 wird durch die Neufassung von 
§ 99 Abs. 1 Nr. 2 gegenstandslos. Nach Fort- 
fall des Absatzes 2 mußte der letzte Halb- 
satz des bisherigen Absatzes 3, der eine Be- 
zugnahme auf den Absatz 2 enthielt, aus 
redaktionellen Gründen neugefaßt werden. 

Zu Nr. 17 

Die Ermächtigung zur Zurruhesetzung oder 
Entlassung eines Richters des Bundesverfas- 
sungsgerichts bedarf nach der bisherigen 
Regelung der Zustimmung von 15 Mitglie- 
dern des Gerichts. Das gleiche gilt für die 
Zustimmung zur vorläufigen Amtsent- 
hebung eines Richters. Da die Gesamtmit- 
gliederzahl des Gerichts künftig nach und 
nach herabgesetzt werden soll, empfiehlt es 
sich, an Stelle der festen Zahl einen Vom- 
hundertsatz der jeweiligen Gesamtmitglie- 
derzahl zu bestimmen. Vorgeschlagen wird 
eine Mehrheit von zwei Dritteln. 

Zu Artikel 2 

1. Die Besetzung der Senate mit je 7 Rich- 
tern ist wegen der erheblichen Rückstände 
beim Gericht zunächst zu gering. Für eine 
Übergangszeit von 4 Jahren sollen daher in 
den Senaten je 9 Richter mitwirken. 

2. Das Gericht hat zur Zeit 24 Mitglieder. 
Davon scheiden im September 1955 die im 
Jahre 1951 gemäß § 4 Abs. 2 BVerfGG auf 
4 Jahre gewählten 8 Richter (und ihre Nach- 
folger) aus. Es verbleiben dann noch 16 
Richter. Da mit dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes, mit dem im Herbst 1955 zu rechnen 
ist, das Gericht aus insgesamt 18 Richtern 
bestehen soll, müssen an Stelle der ausschei- 
denden Richter 2 neue gewählt werden, und 
zwar nach der Regel des § 5 Abs. 1 BVerfGG 
je zur Hälfte vom Bundestag und Bundesrat. 

Im Jahre 1959 werden die im September 
1951 auf 8 Jahre gewählten 8 Richter oder 
ihre Nachfolger ausscheiden. Es verbleiben 
dann noch 10 Richter. Da vom 1. September 
1955 an nur noch 7 Richter in jedem Senat, 
mithin 14 Richter am Gericht insgesamt 
tätig sein sollen, sind dann 4 Richter neu zu 


wählen, ebenfalls je zur Hälfte vom Bundes- 
tag und Bundesrat. 

In beiden Fällen werden die Richter nach § 5 
Abs. 2 auf 8 Jahre gewählt. 

Diese sich an sich unmittelbar aus dem Ge- 
setz ergebenden Folgen sind zur Klarstellung 
noch einmal ausdrücklich zusammenfassend 
im Gesetzestext hervorgehoben. 

Zu Artikel 3 

Die erste Geschäftsverteilung gemäß § 14 in 
der Neufassung des Entwurfs soll das Ple- 
num innerhalb eines Monats nach Inkraft- 
treten des Gesetzes beschließen. 

Die neue Geschäftsordnung soll auch für die 
zur Zeit des Inkrafttretens des Änderungs- 
gesetzes anhängigen Sachen gelten. Auch 
nach Auffassung des Bundesverfassungs- 
gerichts bestehen dagegen keine durchgrei- 
fenden verfassungsrechtlichen Bedenken. 
Andererseits würde der Zweck der Neurege- 
lung vereitelt, wenn sie nur Geltung für die 
nach Inkrafttreten des Gesetzes anhängig 
werdenden Sachen erlangte. Nach den Vor- 
schlägen des Gerichts sollte diese Ubergangs- 
regelung allerdings nur für Verfahren gelten, 
in denen ein Termin zur mündlichen Ver- 
handlung oder zur Beratung der Entschei- 
dung noch nicht anberaumt war. Nachdem 
die Besetzung des Gerichts nunmehr grund- 
legend geändert ist, ist diese Ausnahme nicht 
mehr durchführbar. 

Zu Artikel 4 

Das Zulassungsverfahren soll nur für Ver- 
fassungsbeschwerden gelten, die nach In- 
krafttreten des Gesetzes erhoben werden. 
Es bestehen mindestens rechtspolitische Be- 
denken, es auf Verfassungsbeschwerden an- 
zuwenden, die — möglicherweise schon seit 
längerer Zeit — bereits eingebracht sind. 

Zu Artikel 5 

Die Berlin-Klausel stimmt mit der Berlin- 
Klausel des Bundesverfassungsgerichtsgesetzes 
selbst überein. Auch das Änderungsgesetz 
soll daher unmittelbar in Berlin gelten, so- 
weit das Grundgesetz in Berlin gilt. Inwie- 
weit dieser Satz gegenwärtig durch in Berlin 
geltendes entgegenstehendes Besatzungsrecht 
überlagert wird, bleibt dahingestellt. 
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Anlage 2 


Stellungnahmen und Änderungsvorschläge 
des Bundesrates 


I. 

Es erscheint erforderlich, im weiteren Ge- 
setzgebungsverfahren diejenigen Teile des 
Gesetzentwurfs zunächst zurückzustellen, die 
sich mit der Besetzung der Senate des Bun- 
desverfassungsgerichts und mit dem Wahl- 
modus für die Wahl der Bundesverfassungs- 
richter befassen (Art. 1 Nr. 1 bis 4 und 
Art. 2 des Entwurfs). 

Begründung 

Die Schwierigkeiten, die durch die gesetzliche 
Geschäftsverteilung beim Bundesverfassungs- 
gericht entstanden sind, erscheinen so 
schwerwiegend, daß es notwendig ist, be- 
schleunigt zu einer Abhilfe zu kommen. Da- 
her müssen die vorgesehenen Vorschriften 
über die Neuregelung der Geschäftsvertei- 
lung baldmöglichst in Kraft treten. Die Be- 
stimmungen des Regierungsentwurfs, die die 
Besetzung der Senate des Bundesverfassungs- 
gerichts und den Wahlmodus für die Wahl 
der Richter des Bundesverfassungsgerichts 
betreffen, sind von so wesentlicher recht- 
licher und politischer Bedeutung, daß die Be- 
sorgnis besteht, daß ein Gesetz, das derartige 
Bestimmungen trifft, in den gesetzgebenden 
Körperschaften nicht beschleunigt verab- 
schiedet werden kann. 

II. 

1. Zu Art. 1 Nr. 10 (§ 54) 

a) § 54 Abs. 2 ist wie folgt zu fassen: 

„(2) Die Durchführung der Vor- 
untersuchung ist einem Richter des 
nicht zur Entscheidung in der Haupt- 
sache zuständigen Senats zu übertra- 
gen.“ 

Begründung 

Es ist nicht zweckmäßig, wie die Re- 
gierungsvorlage es vorsieht, die Vor- 


untersuchung dem Richter eines an- 
deren Gerichts zu übertragen. Es er- 
scheint vielmehr richtiger, grundsätz- 
lich die schon im Gesetz über das Bun- 
desverfassungsgericht enthaltene Re- 
gelung beizubehalten, nach der ein 
Richter des Bundesverfassungsgerichts 
selber mit der Voruntersuchung be- 
traut wird. Die Änderung des bishe- 
rigen § 54 ist eine Folgerung daraus, 
daß die Bestimmungen über die Ge- 
schäftsverteilung geändert werden. 

b) Es soll im Verlauf des weiteren Ge- 
setzgebungsverfahrens geprüft wer- 
den, ob es zweckdienlich erscheint, die 
Möglichkeit einer Voruntersuchung 
gemäß § 54 BVerfGG auch auf Ver- 
fahren auszudehnen, die das Verbot 
einer Partei und die Verwirkung von 
Grundrechten betreffen, 

Begründung 

In den beiden genannten Fällen ist 
die Sachlage derart, daß es zweckdien- 
lich erscheinen kann, zur Vorberei- 
tung der mündlichen Verhandlungen 
Ermittlungen durch einen Einzelrich- 
ter anstellen zu lassen. 


2. Zu Art. 1 Nr. 11 und 12 (§ 80 Abs. 1, 
§ 82 Abs. 1 und 4) 

a) Nach Art. 1 Nr. 11 ist folgende 
Nr. 11a einzufügen: 

„11 a. § 80 Abs. 1 erhält folgende 
Fassung: 

,(1) Sind die Voraussetzun- 
gen des Artikels 100 Abs. 1 
des Grundgesetzes gegeben, so 
holt das Gericht die Entschei- 
dung des Bundesverfassungs- 
gerichts unmittelbar ein/ * 
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b) Art. 1 Nr. 12 ist wie folgt zu fassen: 
„12. § 82 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 erhält folgende Fas- 
sung: 

Fassung wie Regierungsvor- 
läge. 

b) § 82 erhält folgenden Ab- 
satz 4: 

,(4) Das Bundesverfassungs- 
gericht kann ein oberes Bun- 
desgericht oder ein oberstes 
Landesgericht ersuchen, zum 
Antrag oder zu einer ent- 
scheidungserheblichen Rechts- 
frage Stellung zu nehmen/ " 

Begründung zu Nr. 2a) und 
2 b) 

Das Vorlageverfahren der Gerichte 
nach § 80 Abs. 1 BVerfGG hat zu 
Unzuträglichkeiten, namentlich zu 
wesentlichen Verzögerungen wichtiger 
und eiliger Vorlagen geführt. Es 
sollte daher bestimmt werden, daß 
das Gericht die Entscheidung des Bun- 
desverfassungsgerichts unmittelbar 
einholt. Das Bundesverfassungsgericht 
sollte die Befugnis erhalten, ein obe- 
res Bundesgericht oder ein oberstes 
Landesgericht um eine Stellungnahme 
zum Antrag oder zu einer entschei- 
dungserheblichen Rechtsfrage zu er- 
suchen. 

III. 

Für den Fall, daß es im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren nicht zu der unter I 
empfohlenen Zurückstellung der Bestim- 
mungen über die Besetzung der Senate des 
Bundesverfassungsgerichts und des Wahl- 
modus für die Wahl der Bundesverfassungs- 
richter (Art. 1 Nr. 1 bis 4 und Art. 2) kom- 
men sollte, schlägt der Bundesrat folgende 
Änderungen vor: 

1. Zu Art. 1 Nr. 1 und 7 (§§ 2 und 15) und 
zu Art. 2 

a) Zu Art. 1 Nr. 1 (§ 2) 

In § 2 sind die Worte „je sieben Rich- 
tern" zu ersetzen durch die Worte 
„je neun Richtern". 

b) Zu Art. 2 Abs. 2 

Die Übergangsregelung in Art. 2 


Abs. 2 ist der geänderten Fassung von 
Art. 1 Nr. 1 (§ 2) anzupassen. 

c) Zu Art. 2 Abs. 1 

In Art. 2 Abs. 1 sind die Worte „je 
neun Richtern“ zu ersetzen durch die 
Worte „je zehn Richtern". 

Begründung zu a) bis c) 

Es erscheint einerseits nicht möglich, 
die Besetzung der Senate auf weniger 
als 7 Richter zu vermindern (so auch 
die Begründung zum Entwurf). Ande- 
rerseits ist es aber notwendig, an der 
bisherigen Regelung des sogenannten 
Quorums festzuhalten. Es muß also 
vorgesehen werden, daß die Senate 
auch bei einer geringeren Besetzung 
als der normalen Besetzung beschluß- 
fähig sind. Folgt man der Regierungs- 
vorlage, nach der jeder Senat nur in 
voller Besetzung beschlußfähig ist, so 
vereitelt man den Erfolg der beab- 
sichtigten Reform. Bei Ausfall eines 
Richters, z.B. durch Krankheit, müßte 
stets ein Richter des anderen Senats 
einspringen, mit der Folge, daß der 
andere Senat für diese Zeit beschluß- 
unfähig wird. Diese Regelung muß 
sich insbesondere bei Verfahren, die 
zahlreiche Sitzungen erfordern, un- 
günstig auswirken. Hierbei ist zu be- 
denken, daß nach der künftigen Re- 
gelung der Geschäftsverteilung beide 
Senate etwa gleich belastet und daher 
auch beide Senate voll in Anspruch 
genommen sein werden. 

Es ist also notwendig, die Senate mit 
mehr als 7 Richtern zu besetzen. 

Entsprechend der Besetzung der Se- 
nate ab Herbst 1959 mit 9 Richtern 
erscheint für eine Übergangszeit eine 
Besetzung der Senate mit 10 Richtern 
unerläßlich. 

Eine zu schnelle Verminderung der 
Richterzahl vor dem Herbst 1959 
würde die Aufarbeitung der Rück- 
stände des Bundesverfassungsgerichts 
wesentlich verzögern. Die im Entwurf 
vorgesehene Verminderung der Rich- 
terzahl würde nicht eine so erheb- 
liche Erleichterung der Beratungen 
zur Folge haben, daß hierdurch die 
Verminderung der Arbeitskräfte fühl- 
bar ausgeglichen werden würde. 
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d) Zu Art. 1 Nr. 7 (§ 15) 

In § 15 Abs. 2 ist am Anfang folgen- 
der Satz einzufügen: 

„Jeder Senat ist beschlußfähig, wenn 
mindestens sieben Richter anwesend 
sind.“. 

Begründung 

Im Interesse der Arbeitsfähigkeit des 
Bundesverfassungsgerichts erscheint es 
unumgänglich, zu bestimmen, daß die 
Senate auch dann beschlußfähig sind, 
wenn nicht alle Mitglieder anwesend 
sind. Ausgehend von einer Besetzung 
der Senate mit 9 Richtern sollte vor- 
gesehen werden, daß die Senate bei 
Anwesenheit von 7 Richtern beschluß- 
fähig sind (vgl. auch die Begründung 
zu a) bis c)). 

2. Zu Art. 1 Nr. 2 (§ 4) 

a) In § 4 Abs. 1 sind die Worte „Acht 
Richter“ zu ersetzen durch die Worte 
„Sechs Richter“. 

b) Der Änderung von Art. 1 Nr. 2 ist 
durch entsprechende Ubergangsvor- 
schriften Rechnung zu tragen. 


Begründung zu a) und b) 

Nach der sorgfältig abgewogenen Rege- 
lung des Gesetzes über das Bundesver- 
fassungsgericht steht die Zahl der für die 
Dauer ihres Amtes an einem oberen Bun- 
desgericht berufenen Bundesverfassungs- 
richter im Verhältnis 1:2. Es besteht 
keine Veranlassung, von dieser Regelung 
abzuweichen. 

3. Zu Art. 1 Nr. 3 und Nr. 4 (§ 6 Abs. 4 
und § 7) 

Art. 1 Nr. 3 und Nr. 4 sind zu streichen. 
Begründung 

Die Änderung des bisher gesetzlich vor- 
gesehenen Wahlmodus für die Wahl der 
Bundesverfassungsrichter ist weder in 
diesem Zeitpunkt noch zu einem späte- 
ren Zeitpunkt in der Form, wie sie die 
Regierungsvorlage vorsieht, tragbar. 

Im übrigen erscheint z. Z. eine Änderung 
des Wahlmodus für die Wahl der Bun- 
desverfassungsrichter nicht geboten. 

Weiterhin wird Bezug genommen auf 
die Ausführungen des Berichterstatters 
des Rechtsausschusses in der 143. Sitzung 
des Bundesrates am 24. Juni 1955. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Stellungnahmen und Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Stellung- 
nahmen und Änderungsvorschlägen des Bun- 
desrates wie folgt Stellung: 

Zu I. 

Die Bundesregierung vermag sich dem Vor- 
schlag des Bundesrates nicht anzuschließen. 
Die Bundesregierung hat bei der Vorberei- 
tung des Entwurfs bereits alle nicht dring- 
lichen Reformpläne von der Erörterung aus-, 
geschlossen und sich darauf beschränkt, nur 
die Änderungen vorzuschlagen, die einer be- 
schleunigten Verabschiedung bedürfen. 

Zu n. 

Nr. 1 

a) Gegen den Vorschlag des Bundesrates 
werden keine Bedenken erhoben. 

b) Die Bundesregierung tritt der Auffassung 
des Bundesrates bei. Sie wird im Laufe 
des Gesetzgebungsverfahrens hierzu Vor- 
schläge machen, nachdem sie die Stellung- 
nahme des Bundesverfassungsgerichts ein- 
geholt hat. 

Nr. 2 

Aus den in der Begründung zu dem Gesetz- 
entwurf aufgeführten Gründen kann sich die 
Bundesregierung dem Vorschläge des Bun- 
desrates nicht anschließen. 

Zu III. 

Nr. 1 

Bei der Annahme dieses Vorschlags ist zu be- 
fürchten, daß das von der Bundesregierung 
nachdrücklich erstrebte Ziel, so bald wie mög- 
lich an die Stelle der beiden Senate einen ein- 


heitlichen Gerichtskörper treten zu lassen, 
gefährdet wird. 

Nr. 2 

Die Bundesregierung tritt der Anregung des 
Bundesrates, der sich insoweit die Auffassung 
des Bundesverfassungsgerichts zu eigen 
gemacht hat, nicht entgegen. 

Nr. 3 

Entgegen der Auffassung des Bundesrates 
und trotz der in der Öffentlichkeit erhobe- 
nen Kritik hält die Bundesregierung eine Än- 
derung des Wahlverfahrens für die Bundes- 
verfassungsrichter für geboten, um eine 
Wahl auch für den Fall zu sichern, daß sie 
mit den jetzt vorgesehenen qualifizierten 
Mehrheiten nicht zustande kommt. 

Der Vorschlag des Entwurfs für eine Lösung 
dieser Frage geht davon aus, daß es unein- 
geschränkt bei der verfassungsrechtlich vor- 
gesehenen Wahl durch Bundestag und Bun- 
desrat verbleibt. Ohne Änderung dieser ver- 
fassungsrechtlichen Vorschrift sieht sich die 
Bundesregierung nicht in der Lage, von ihren 
Vorschlägen abzugehen. Sie würde es jedoch 
begrüßen, wenn im Verlauf des weiteren Ge- 
setzgebungsverfahrens durch eine Änderung 
des Grundgesetzes die Voraussetzung für 
eine andere Losung des Problems geschaffen 
werden könnte. Eine Regelung, die dem An- 
liegen der Bundesregierung gerecht wird und 
gleichzeitig den erhobenen Bedenken Rech- 
nung trägt, könnte etwa darin gesehen wer- 
den, daß anstelle der zuständigen Wahlkör- 
perschaft ein anderes Organ entscheidet, 
wenn eine Wahl durch die betreffende 
Wahlkörperschaft innerhalb einer ausrei- 
chend bemessenen Frist nicht zustande ge- 
kommen ist. 
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